


Seit Anfang 2015 prangt der Slogan für 
Hamburgs Olympiabewerbung überall in 
der Stadt: „Feuer und Flamme für Olym-
pia, weil Hamburg nur gewinnen kann.“
Ein Blick in die Historie und auf frühere 
Austragungsorte wie London zeigt, dass 
die Städte noch nie gewonnen haben. 
Vor den Sommerspielen in der britischen 
Hauptstadt im Jahr 2012 wurde mit öffent-
lichen Ausgaben in Höhe von 2,6 Milliar-
den Euro gerechnet. Am Ende waren es 
über 28 Milliarden.
Wieso also will „Hamburg“ sich dennoch 
um die Ausrichtung der Olympiade bewer-
ben? Weil die herrschende Klasse politi-
sches und ökonomisches Interesse daran 
hat. Die Tourismusbranche wird kurzfristig 
Profite machen. Große Unternehmen wer-
den die Olympischen Spiele nutzen, sich 
von der Stadt für ihre Umsiedlung aus 
dem Hafengebiet, wo die Spiele stattfin-
den sollen, fürstlich vergüten zu lassen. 
Der Unternehmensverband Hafen hat be-
reits entsprechende Forderungen formu-
liert. Durch das geplante Sport-Spektakel 
verdienen auch die Immobilien-Eigentü-
merInnen und -MaklerInnen. Denn der 
Senat will mit der Olympiade als Deck-
mantel die gewinnorientierte Stadtpolitik 
vorantreiben und den „Sprung über die 
Elbe“ endgültig realisieren. Olympia ist au-
ßerdem, ebenso wie die Elbphilharmonie, 
eines jener Leuchtturmprojekte, die die 
bürgerlichen Parteien als Joker im Stand-
ortwettbewerb der Städte und Metropolen 
betrachten. Schließlich wären, so der Prä-
ses der Handelskammer, die „Spiele to 
hus“ für die Hamburger Wirtschaft „eine 
großartige Chance, Deutschland als gu-

ten Gastgeber und Hamburg der Welt als 
vielfältige, lebenswerte und leistungsstar-
ke Metropole zu präsentieren“. Die Han-
delskammer Hamburg engagiert sich also 
nicht uneigennützig als Lokomotive der 
PrOlympia-Propaganda.
Natürlich ist Olympia auch für die interna-
tionalen Klassen-Kameraden der Ham-
burger High Society ein riesiges Geschäft. 
Konzerne wie McDonald‘s und Coca Cola 
haben exklusive und einträgliche Werbe- 
und Sponsoren-Verträge. Medienmogule 
aus aller Welt spekulieren auf hohe Ein-
schaltquoten. Daher spendieren sie dem 
Internationalen Olympischen Komitee 
(IOC) z.B. für Übertragungsrechte Unsum-
men. Damit alimentiert das Sportfunktio-
närskartell sich und seine BürokratInnen 
in aller Herren Länder. Dabei stehen das 
IOC und seine Sektion des Deutschen 
Olympischen Sportbunds (DOSB) ihren 
korrupten KollegInnen der FIFA in nichts 
nach. Allein zwischen 2009 und 2012 
nahm das IOC knapp 6 Milliarden Euro 
ein.
Die Interessen der überwältigenden Mehr-
heit der HamburgerInnen werden durch 
die Olympischen Spiele hingegen einmal 
mehr mit den Füßen getreten. Ebenso ist, 
wie gewohnt, mit massiven ökologischen 
Verwerfungen zu rechnen. Auch wenn 
die Stadtoberhäupter und Unternehmens-
vertreterInnen das Gegenteil behaupten: 
das gigantische Vorhaben schont weder 
die Umwelt noch schafft es Arbeitsplätze. 
Stattdessen werden Arbeitsbedingungen 
verschlechtert und Beschäftigte entlas-
sen, MieterInnen aus ihren Stadtvierteln 
vertrieben, und die Mietpreise werden in 
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schwindelerregende Höhen erreichen. Die 
Förderung des Spitzensports geht zu Las-
ten des Volkssports. Und potentiellen „Si-
cherheitsrisiken“ wie Protesten begegnen 
Senat und Bundesregierung mit dem Ab-
bau von Freiheitsrechten, mit militarisier-
ter Polizei und dem Einsatz der Militärs im 
Inland. Brasilien vor der Fußball WM hat 
einen Eindruck davon vermittelt.
Olympia ist also kein Win-Win-Projekt 
für Arm und Reich. Es ist ein Instrument 
der herrschenden Klasse aus Politik und 
Ökonomie, sich enorme Summen Geld 
anzueignen. Die Spiele sind zugleich ein 
Katalysator und Türöffner für zahlreiche 
politisch-ökonomische Projekte der bür-

gerlichen Einheitspartei von Grün bis AfD 
und der hanseatischen Wirtschaft, die 
aufgrund ihres buchstäblich asozialen 
Charakters ohne das Mega-Event schwe-
rer durchzusetzen wären: Turbo-Kapita-
lismus pur. Es ist also kein Wunder, dass 
Bundesinnenminister de Maizière meint, 
das Geld für Olympische Spiele sei „gut 
angelegt“.
Wir müssen diese Form des Klassen-
kampfs mit (un)sportlichen Mitteln aber 
nicht dulden. Wir können dafür sorgen, 
dass das Fest der Reichen für die Rei-
chen erst gar nicht gefeiert wird. Organi-
siert Euch und werdet mit uns aktiv gegen 
Olympia!



Im Juni 2015 hat der Hamburger Senat 
den „Masterplan“ für die Olympischen und 
Paralympischen Spiele 2024 vorgestellt, 
mit dem sich die Hansestadt beim Inter-
nationalen Olympischen Komitee (IOC) 
um die Austragung der Spiele bewerben 
will. Nachhaltig und fair, inklusions- und 
wirtschaftsfördernd solle Olympia werden, 
heißt es in dem Dokument. Hamburg wer-
de durch das Sportevent einen enormen 
Entwicklungsschub erleben, von dem 
man bis „weit in die Mitte des 21. Jahr-
hunderts profitieren“ könne. Das nach 
offiziellen Berechnungen 11,2 Milliarden 
Euro teure Projekt ‒ zuzüglich weiterer 
1,14 Milliarden für Rückbauten nach Ende 
der Spiele – werde die Stadtentwicklung 
„beflügeln“ und das zukunftsfähige Image 
Deutschlands fördern. Die vom Senat 
vorausgesagte „verstärkte Dynamik der 
Stadtentwicklung“ ist allerdings bei genau-
erer Betrachtung nichts anderes als durch 
Olympia beschleunigte neoliberale Stand-
ortpolitik. 

In die Olympiaplanung sollen – neben den 
konkreten Sportstätten – zahlreiche Pro-
jekte integriert werden, die auch unabhän-
gig von dem Sportevent zu den politischen 
Zielen des Senats gehören. Im Rahmen 
der Sommerspiele ist ihre Umsetzung 
aber erheblich schneller möglich.

Beispielsweise für die geplante Umstruk-
turierung des Hafens ist Olympia ein 
willkommener Katalysator. Die Moder-
nisierung des mittleren Freihafens, die 
schon seit Jahren von der Hamburg Port 
Authority (HPA) geplant wird, ist nun Teil 

des Masterplans. Durch Olympia „kann 
dieser Entwicklungsprozess den notwen-
digen Anschub erhalten“, heißt es im Fi-
nanzreport der Stadt zu den Planungen 
im Hafen. Die Vorhaben werden im Falle 
einer erfolgreichen Bewerbung nicht nur 
beschleunigt, sondern im Rahmen der 
schönen neuen Olympiawelt auch leichter 
nach außen vermittelbar. Das betrifft etwa 
die Verlagerung zahlreicher Hafenbetrie-
be, mit der nicht nur teure neue Unterneh-
mensanlagen notwendig würden, sondern 
Betriebe auch geographisch gebundene 
Tarifzonen verließen und zahlreichen Ha-
fenarbeiterInnen die Kündigung ins Haus 
stünde. „Die Planungen des mittleren 
Freihafens sind seit 2009 beschlossene 
Sache. (...) Da ist eine große Abfindung 
gezahlt worden, über 100 Millionen“, ver-
sicherte der zuständige Staatsrat 60 Ar-
beiterInnen des Logistikunternehmens 
BUSS, die bei der öffentlichen Präsenta-
tion des Masterplans gegen ihre mögliche 
Kündigung protestierten. Firmen, die bis 
2014 umziehen sollen, „wird die Stadt den 
Neubau von Hallen, Bürogebäuden, Park-
häusern und Serviceeinrichtungen bezah-
len.“ Die entlassenen KollegInnen werden 
davon freilich nichts haben.

Das Kernareal für die Sommerspiele ist 
der Kleine Grasbrook – wiederum Teil län-
gerfristiger Planungen der Stadtregierung, 
die mit Olympia ein neues Gesicht erhal-
ten. „Für die Entwicklung eines so wert-
vollen, da innenstadtnahen Geländes“, so 
der Senat, „bedarf es eines besonderen 
Anlasses“. Vis-à-vis der HafenCity soll 
ein neuer Stadtteil entstehen, der nach 
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Olympia zu einem Wohn- und Büroquar-
tier umfunktioniert würde. Neben öffent-
lich finanzierten Immobilien sollen hier 
laut Olympia-Finanzreport Investitions-
möglichkeiten für „freie Wohnungsunter-
nehmen und sonstige private Bauherren“ 
geschaffen werden, „die das Olympische 
Dorf sowie weitere Gebäude, die nach den 
Spielen entstehen, realisieren.“ Bei einem 
Wohnungsmangel in großen Teilen der 
Stadt wird hier voraussichtlich ein mehr-
heitlich teures Angebot an Miet- und Ei-
gentumswohnungen entstehen, das sich 
das Gros der Wohnungssuchenden nicht 
leisten kann. Zum Vergleich: Die meisten 
Mietwohnungen in der HafenCity liegen im 
Quadratmeterpreis zwischen 12 und 18 
Euro, Eigentumswohnungen erzielen Qua-
dratmeterpreise von bis zu 10.000 Euro. 
OlympiaCity als „neues Zukunftsprojekt 
Hamburgs“ soll dem Masterplan zufolge 
zunächst die zentralen Sporteinrichtungen 
– Olympiastadion, Olympiaschwimmhal-
le, Olympiahalle, Olympisches Dorf und 
Olympiapark – beherbergen, um lang-
fristig als „Trittstein zwischen Innenstadt 
und Elbinseln“ zu fungieren. Die bislang 
aufgrund mangelnder geographischer An-

bindung vergleichsweise langsam gentri-
fizierten Stadtteile Veddel und Wilhelms-
burg würden so an „die Innenstadt und die 
HafenCity über kurze Wege“ angebunden. 
OlympiaCity verknüpfte damit zwei Herz-
stücke der neoliberalen Standortpolitik in 
Hamburg: Die HafenCity und den „Sprung 
über die Elbe“. 

Am Hansahafen ist eine Olympiahalle ge-
plant, die nach 2014 zu einem Kreuzfahrt-
terminal (in Hamburg wäre das bereits der 
Vierte) mit direkt angeschlossenem Ho-
telbetrieb umgebaut werden soll, an dem 
„9.600 Kreuzfahrtpassagiere gleichzeitig 
abgefertigt“ werden können. Das nahege-
legene Olympiastadion und die Schwimm-
halle sind auf lange Sicht „genauso wie 
die Elbphilharmonie oder die HafenCity 
Universität“ als Teil des „städtebaulichen 
Ensembles“ Hamburger Prestigebauten 
vorgesehen.

Auf die deutschen Steuerzahler kämen 
durch Olympia „nur“ 7,4 Milliarden Euro 
zu. Der Rest sei durch Privatinvestitionen 
– vor allem in Immobilien – und Ticketver-
käufe finanzierbar. 6,2 Milliarden Euro der 

05



Gesamtkosten sollen vom Bund getragen 
werden, 1,2 Milliarden von der Hanse-
stadt. Der Bund hat die gewünschte Kos-
tenbeteiligung allerdings bereits im Okto-
ber abgelehnt. „Dieses ist die am besten 
durchgerechnete Bewerbung ever“, kom-
mentierte Bürgermeister Olaf Scholz des-
sen ungeachtet den Finanzreport, um die 
berechtigte Sorge um eine Elbphilharmo-
nie-ähnliche Verzehnfachung der ange-
kündigten Ausgaben zu kontern. Von 1960 
bis heute wurden die geplanten Olympia-
kosten an den jeweiligen Austragungsor-
ten laut der Universität Oxford allerdings 
durchweg überschritten: um 17 bis knapp 
800 Prozent. Doch selbst wenn alle Pla-
nungen eingehalten werden – auch die 
über 12,3 Milliarden Euro für Olympia- 
und Anschlusskosten sind astronomische 
Summen, zumal in Hamburg die Armuts-
quote steigt und Kürzungsmaßnahmen im 
sozialen Bereich stets mit einem Sparz-
wang begründet werden. 

Im Olympia-Taumel, so die Hoffnung des 
Senats, wird untergehen, dass Milliarden 

für Stadtentwicklungsprojekte ausgege-
ben werden, die nicht dem Großteil der 
Bevölkerung zugute kommen, sondern 
vor allem privaten Kapitaleignern und 
der politischen Elite. Das „Unternehmen 
Hamburg“, wie der damalige Bürgermeis-
ter Klaus von Dohnanyi die Hansestadt 
bereits 1983 nannte, nutzt die Spiele zur 
Selbstinszenierung im globalen Wettbe-
werb der Metropolen um Investitionen und 
hochqualifizierte Arbeitskräfte. „Hamburg“ 
stimmt über Olympia ab – tatsächlich ver-
fügen aber VertreterInnen und Fürspre-
cherInnen von Kapitalinteressen über 
alle entscheidenden Entwicklungen. Sie 
profitieren von Anlagemöglichkeiten und 
Subventionen für Tourismus-, Hafen- und 
Immobilienkapital, teuren Prestigeobjek-
ten für den Konkurrenzstandort Hamburg 
und vom Gentrifizierungssprung über die 
Elbe. Gleichzeitig werden Arbeitsverhält-
nisse verschlechtert, die Mieten steigen 
und öffentliche Mittel für soziale Projekte 
fehlen. Durch Olympia wird die neolibera-
le Stadtentwicklung zu einem Projekt „für 
uns alle“ umgedeutet. 
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Große Sportevents werden regelmäßig 
genutzt, um in den Austragungsorten um-
fassende Sicherheitsstrukturen zu etab-
lieren. Veranstaltungen wie die Olympi-
schen Spiele dienen auch zur Einführung 
und Erprobung neuer Überwachungstech-
nologien. Die austragenden Städte be-
reiten sich jahrzehntelang vor, indem sie 
schon bei der Bewerbung für die Spiele 
Sicherheits- und Kontrollbefugnisse aus-
weiten und Pläne entwickeln, wie sie die 
Innenstädte militärisch absichern können. 
Sollte Hamburg sich um die Austragung 
der Olympischen Spiele 2024 bewerben, 
wird auch die Hansestadt einen weiteren 
Schritt in Richtung permanenten Ausnah-
mezustand gehen. 

Die Militarisierung und umfassende Über-
wachung des öffentlichen Raums hat Tra-
dition bei großen Sportevents. Auch juris-
tisch führen die Olympischen Spiele schon 
Jahre vor ihrer Austragung zu einem Aus-
nahmezustand in den jeweiligen Städten. 
Befugnisse von privaten Sicherheitsfirmen 
und der Polizei werden ausgebaut, um 
sich auf diese Events vorzubereiten. Bei 
der in Deutschland ausgetragenen Fuß-
ball-Weltmeisterschaft der Männer 2006 
wurden beispielsweise NATO-Kampfjets 
zur Sicherung des Luftraums bereitge-
stellt. Für die Olympischen Spiele 2012 
in London wurde der Zeitung The Guar-
dian zufolge fast die gesamte Stadt zu 
einer militärischen Sperrzone erklärt. 
Neben rund 10.000 PolizistInnen wurden 
in London 13.500 SoldatInnen (4.000 
mehr, als in Afghanistan stationiert sind) 
und tausende private Sicherheitsleute mit 
polizeilichen Befugnissen eingesetzt. Zu 
den Fußtruppen kamen moderne Waf-

fensysteme: Hubschrauber der Royal Air 
Force sicherten den Luftraum, Kriegs-
schiffe patrouillierten auf der Themse und 
natürlich durften Drohnen und Eurofighter 
nicht fehlen. Einige Stadtteile wurden mit 
einem 11 km langen  Zaun abgesperrt, der 
streckenweise mit einer Spannung von 
5.000 Volt geladen war. Diese Gebiete 
waren nur durch Checkpoints zu betreten 
– mit Fahrzeugbarrieren, biometrischen 
Kontrollen und Personenscannern. Auch 
die Videoüberwachung wurde in der gan-
zen Stadt massiv ausgebaut. Die Polizei 
war befugt, so berichtete die Schweizer 
Zeitung WOZ aus London, Individuen in 
Echtzeit zu überwachen, „ohne dass sie 
sich an die üblichen Regeln halten muss“. 
Die Sommerspiele in London wurden so-
gar noch von den Winterspielen 2014 in 
Sotschi übertroffen. Mehrere Wochen vor 
Eintreffen des Olympischen Feuers wurde 
die Stadt hermetisch durch Straßensper-
ren, Überwachungssatelliten, Drohnen, 
Boden-Luftraketen und 37.000 SoldatIn-
nen abgesichert. 

Man sollte nicht davon ausgehen, dass 
derlei Maßnahmen „nur“ für die konkrete 
Dauer der Sportevents etabliert werden. 
Nicht nur für die Olympischen Spiele wird 
ein umfassend unterdrückungsbereiter 
Sicherheitsapparat angestrebt, um tat-
sächliche und imaginierte Bedrohungen 
sowie Protestbewegungen zu verhindern. 
In London setzte das Internationale Olym-
pische Komitee (IOC) 2012 ein umfas-
sendes Demonstrationsverbot durch. Es 
fordert von den Austragungsorten jeweils 
eigens für die Spiele geschaffene Sonder-
zonen, in denen keinerlei politischer Ak-
tivismus – inklusive politische Meinungs-
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äußerung – stattfinden darf. Diese Zonen 
werden zu Gefahrengebieten erklärt, in 
denen verdachtsunabhängige Personen-
kontrollen durchgeführt, Aufenthaltsver-
bote ausgesprochen, Platzverweise gege-
ben und Ingewahrsam- und Festnahmen 
angeordnet werden.
Dem britischen Professor für Städte-
bau und Gesellschaft Stephen Graham 
zufolge würden derlei Sicherheits- und 
Kontrollmaßnahmen auch genutzt, um 
für später Überwachungssysteme zu eta-
blieren. Damit werden potenziell Mittel 
geschaffen, um zum Beispiel Demonst-
rationen und diverse Formen der freien 
Meinungsäußerung zu unterdrücken, die 
Privatsphären der Stadtbevölkerung ein-
zuschränken oder rassistische Personen-
kontrollen auszuweiten.  

Gerechtfertigt wird die Versicherheitli-
chung mit einer Drohkulisse, die von ter-
roristischen Anschlägen bis zu gewalt-
tätigen Demonstrationen reicht. Für eine 
erfolgreiche olympisch-induzierte neolibe-
rale Stadtentwicklung und die fröhlichen 
Spiele sollen sichere und saubere Städ-
te präsentiert werden – ohne öffentliche 
Auseinandersetzungen um soziale Wi-
dersprüche, dafür aber mit Knüppeln, Ka-
meras und diversen Sicherheitsorganen. 
Bei vergangenen Olympischen Spielen 
sind gewaltsame Umsiedlungen und die 
Vertreibung tausender Menschen dabei 
schon zur Normalität geworden. Der Ro-
ten Hilfe zufolge sind zwischen 1988 und 
2008 allein für olympische Sommerspiele 
etwa zwei Millionen Menschen vertrieben 
oder ihre Wohnungen zwangsgeräumt 
worden. Im Jahr 2004 traf diese men-
schenverachtende Politik in Athen insbe-
sondere Roma. Mehrere Tausend wurden 
aus ihren Unterkünften vertrieben. In Bra-
silien kritisierten diverse Menschenrechts-
gruppen, dass im Zuge der WM 2014 und 
der Olympischen Spiele 2016 mehrere 
Hunderttausend Menschen räumungs-

bedroht waren bzw. weiterhin sind. Auch 
in London wurden 2012 Wohnungslose 
während der Spiele kurzerhand aus der 
Stadt geworfen und in außerhalb liegen-
den Kasernen untergebracht. In Hamburg 
gehören Zwangsräumungen zwar schon 
jetzt zum Alltag – allein im Jahr 2012 wur-
den 1.590 Wohnungen geräumt – eine 
solche Politik gegen Arme statt gegen 
Armut wird aber im Falle näher rückender 
Olympischer Spiele massiv zunehmen. 
Bei Großevents wie Olympia werden 
also Überwachung und Kriminalisierung 
ausgebaut und elementare Grundrechte 
eingeschränkt oder außer Kraft gesetzt. 
Hamburg hat schon heute eines der 
„schärfsten“ Polizeigesetze der BRD und 
auch von der Polizei legitimierte „Gefah-
rengebiete“ wurden bereits eingesetzt. 
Die Stadtregierung wird keine Skrupel ha-
ben, ihre Sicherheitsarchitektur für Olym-
pia massiv auszubauen. Die Hamburger 
Polizei soll von verschiedenen Konzernen 
aufgerüstet werden, die schon jetzt von 
immensen Profiten träumen. Die Stadt 
soll für Olympia, wenn es nach den Pla-
nungen des Senats geht, zu einer „digi-
talen Smart City“ werden – neue (Über-
wachungs-)Techniken und Befugnisse 
werden der Polizei aber auch nach den 
Spielen weiter zur Verfügung stehen. 
Darunter leiden werden nicht die Profiteu-
re der Olympischen Spiele, sondern ein 
Großteil der Bevölkerung, die mit erheb-
lichen Einschränkungen rechnen muss. 
Neben der weiteren Aufrüstung der Polizei 
werden dabei voraussichtlich auch einige 
bisherige „Tabus“ gebrochen – so können 
zum Beispiel Einsätze der Bundeswehr im 
Inneren, die Zusammenarbeit von Polizei 
und Verfassungsschutz oder der Einsatz 
privater Sicherheitsfirmen normalisiert 
werden. 
Das alles sind weitere gute Gründe, Olym-
pia in Hamburg zu verhindern. 
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Sven Hannawald, Tobias Angerer und Ron-
ny Ackermann sind bekannte deutsche 
Spitzensportler. Jeder von ihnen hat be-
reits mehrere Medaillen bei Olympischen 
Spielen gewonnen. Die drei haben jedoch 
noch eine weitere Gemeinsamkeit: Sie sind 
Sportsoldaten und trainieren in Sportför-
dergruppen der Bundeswehr. Damit haben 
sie nicht nur einen mächtigen Sponsor, der 
ihnen zu ihren sportlichen Erfolgen verhalf. 
Sie sind auch Teil einer Spitzensportförde-
rung der deutschen Armee, die nicht nur 
zum Ziel hat, die Anzahl deutscher Medail-
lensiege bei internationalen Wettkämpfen 
zu steigern. Sie soll auch helfen, das Image 
der Armee aufzupolieren und der Bundes-
wehr ein attraktives Gesicht zu geben. 

Derzeit stellt die Bundeswehr 744 Förder-
plätze für SportlerInnen, darunter bis zu 
50 Stellen für TrainerInnen zur Verfügung. 
Die jungen SportlerInnen werden zwar zu 
SoldatInnen ausgebildet, der militärische 
Aspekt steht in ihrem Fall allerdings im Hin-
tergrund. Die meisten von ihnen leisten nur 
einen verkürzten Grundwehrdienst ab und 
werden danach vorrangig für ihre Tätigkei-
ten als SpitzensportlerInnen bezahlt. 
Die Olympischen Spiele dienen regelmäßig 
als Kulisse für ein Schaulaufen deutscher 
Militärs. Bei den XXII. Winterspielen in Sot-
schi gehörten beispielsweise von den 153 
deutschen SportlerInnen 75 der Sportför-
dergruppe der Bundeswehr an. 

Die Bundeswehr hat in vielerlei Hinsicht ein 
Interesse daran, ihre SportsoldatInnen zu 
fördern und als Olympioniken antreten zu 
lassen. Zum Beispiel soll ihr verstaubtes 
und unattraktives Image aufpoliert werden. 

Die SoldatInnen werden als nachahmungs-
würdige LeistungsträgerInnen präsentiert. 
Gleichsam gibt sich das Militär auf diese 
Weise als sportlicher, friedlicher und ziviler 
Akteur und stärkt nebenbei den Korpsgeist. 
Die Spitzensportförderung ist Teil des An-
liegens des Bundesverteidigungsministeri-
ums, mit der Bundeswehr in diverse gesell-
schaftliche Bereiche  einzudringen und sich 
positiv zu präsentieren. 

Jährlich erhält die Bundeswehr für Sport-
förderung nach Angaben des Bundesrech-
nungshofes etwa 30 Millionen Euro aus 
dem Verteidigungshaushalt. Damit werden 
junge AthletInnen einerseits und ein um-
fangreicher Trainerstab andererseits finan-
ziert.
Der Bundesrechnungshof hat bereits mehr-
fach die undurchsichtige Finanzierung des 
Programms kritisiert – denn die jährlich an-
fallenden Kosten werden als Teil des Vertei-
digungshaushalts nicht separat abgerech-
net, sondern lediglich grob geschätzt. Das 
Problem ist jedoch nicht nur die mangelnde 
Nachvollziehbarkeit der Ausgaben. Viel-
mehr werden Im Zuge der Spitzensportför-
derung Steuergelder für Imagekampagnen 
einer Armee verschwendet, die weltweit für 
die Interessen der Herrschenden in Wirt-
schaft und Politik Krieg führt. 

Auch die veralteten Rahmenrichtlinien für 
die Sportförderung wurden bemängelt, 
denn die Perspektive der SportlerInnen 
bliebe oftmals auf der Strecke. Die Bun-
deswehr bemüht sich zwar um Anschluss-
stellen im militärischen bzw. teilweise auch 
im zivilen Bereich. Dies passiert jedoch 
nicht umfassend und da parallele Ausbil-
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dung und Studium nur freiwillig sind, ste-
hen viele SpitzenathletInnen nach ihrem 
Ausstieg ohne berufliche Qualifizierung da. 
Der Bundeswehr kann dies allerdings egal 
sein, denn ihr dienen die SportlerInnen als 
Aushängeschild – sie werden einfach nach 
Bedarf ausgetauscht. Was zurückbleibt sind 
die Bilder von Medaillenverleihungen, teil-
weise sogar an SoldatInnen in Uniform, und 
eine positive Berichterstattung in Zeitungen 
und Fernsehen.

Die BRD ist nicht der einzige Staat, der die 
Sportförderung nutzt, um die Akzeptanz für 
die eigene Armee zu steigern. Viele Staa-
ten, vor allem die kapitalistischen Zentren, 
forcieren eine vergleichbare militärische 
Sportförderung, um ihre SoldatInnen bei 
Olympischen Spielen vor der Weltöffentlich-
keit zu präsentieren. Das führt zwangsläufig 
zu einer Benachteiligung vor allem ärmerer 
Staaten, deren SportlerInnen auf private 
Sponsoren angewiesen sind oder neben 
dem Training einer normalen beruflichen 
Tätigkeit nachgehen. SportsoldatInnen hin-
gegen können sich voll und ganz auf ihre 
Leistungssteigerung konzentrieren. 

Die Bundeswehr geht erstaunlich offen da-
mit um, welche Absichten sie mit der För-
derung ihrer SportsoldatInnen verfolgt. Auf 
ihrer Website schreibt sie: „Ziele und Zweck 
dieser Förderung sind unter anderem die 
Repräsentanz Deutschlands bei interna-
tionalen Wettkämpfen zu gewährleisten 

[und] die Chancengleichheit deutscher 
Athletinnen und Athleten gegenüber Sport-
lern anderer Staaten zu verbessern[...].“ 
Deutsche AthletInnen prägten damit das 
„Bild Deutschlands in der Welt“. Deutsche 
SportsoldatInnen „fördern einen gesunden 
Patriotismus“, meint der Präsident des In-
ternationalen Olympischen Komitees (IOC), 
Dr. Thomas Bach, und „tragen das Bild ei-
ner demokratischen, sympathischen und 
der Verständigung verpflichteten Bundes-
wehr in alle Welt.“  
Damit verkommt das Bild der friedlichen 
und fairen olympischen Spiele, fern von 
nationalen wirtschaftlichen oder politischen 
Interessen, endgültig zu einer Farce. Die 
Bundeswehr-Sportförderung karikiert das 
olympische Leitmotto regelrecht, indem 
sie ihm Militarismus, unfaire Vorteilnahme 
und Selbstinszenierung entgegenstellt. Sie 
verleiht einer Armee, die für deutsche wirt-
schaftliche und machtpolitische Interessen 
Kriege führt, eine sportlich-attraktive Mas-
ke. 

Wenn das nächste Mal im Fernsehen die 
bunten Olympischen Ringe aufleuchten und 
der Reporter den Medaillenspiegel vorstellt, 
lohnt es sich also, genauer hinzusehen, wer 
die Olympioniken sind. Schnell wird einem 
das Event in tristen Tarnfarben erscheinen. 
Somit liefert uns das Mitmischen der Bun-
deswehr einen weiteren triftigen Grund, die 
Olympischen Spiele in ihrer jetzigen Form 
entschieden abzulehnen.

. .



Geht es nach dem Hamburger Senat, dann 
sollen die Olympischen Spiele so nachhal-
tig sein wie nie zuvor – die Hansestadt ist 
immerhin die „grüne Metropole am Was-
ser“ und eine vermeintlich grüne Partei 
sitzt auf der Regierungsbank. Dabei deu-
tet jedoch nicht nur die Tatsache, dass das 
Internationale Olympische Komitee (IOC) 
mit Umweltzerstörern und globalen Aus-
beutern wie McDonald‘s oder Coca Cola 
paktiert, darauf hin, dass sich hinter dem 
grünen Anspruch mehr Legitimationsstra-
tegie als Realität verbirgt. Auch ein Blick 
in die jüngste Geschichte der Olympischen 
Spiele zeigt, dass es keine „grünen“ Spiele 
geben kann.

Seit den 1990er-Jahren agiert das IOC un-
ter der Losung des „nachhaltigen Sports“, 
um eine Abkehr von der eigenen anti-öko-
logischen Geschichte zu propagieren. 
Diesem Bekenntnis zur Ökologie versucht 
auch die Stadt Hamburg bei ihrer Bewer-
bung um die Olympischen Spiele nach-
zukommen – sie möchte schließlich ihren 
Titel als „Umwelthauptstadt 2011“ und ihr 
grünes Image nicht aufs Spiel setzen. Ein 
Blick auf frühere Großprojekte zeigt, dass 
die phrasenhafte Rede von „Nachhaltig-
keit“ hier einige Tradition hat: Großprojekte 
wie die Internationale Bauausstellung (IBA) 
und die Internationale Gartenschau (igs) in 
Wilhelmsburg oder die HafenCity erfolgten 
alle unter dem selben „grünen“ Vorzeichen, 
das sich jedoch letztlich immer als bloße 
Vermarktungsstrategie herausstellte. 

Dennoch bedienen sich der Hamburger 

Senat und die Handelskammer weiterhin 
einer begrünten Rhetorik. Laut der städti-
schen Olympia-Werbekampagne müsse 
man gerade als Umwelthauptstadt die grü-
ne Tradition aufrechterhalten und „ökolo-
gische, soziale und ökonomische Belange 
der Nachhaltigkeit gleichermaßen berück-
sichtigen“, um im Weltmaßstab punkten zu 
können. 
Die städtebaulichen Maßnahmen, die nur 
mit radikalen Eingriffen in Natur, Umwelt 
und Klima möglich sind, zeigen jedoch, 
dass diese Belange nicht miteinander ver-
einbar sind. 

Herzstück des olympischen Eingriffs in die 
Natur ist die „OlympiaCity“, die auf dem 
Kleinen Grasbrook unter dem Schlagwort 
des „energieeffizienten Bauens“ errichtet 
werden soll. Dieses Vorhaben nachhaltig 
zu gestalten, ist jedoch faktisch unmöglich, 
da für die Errichtung eine Verlagerung der 
dort ansässigen Hafenbetriebe notwendig 
ist, die zu Lasten der Natur mit einer weitrei-
chenden Zerstörung freier und ökologisch 
wertvoller Flächen einhergeht. Zudem be-
steht bei einer Verlagerung außerhalb des 
Hafennutzungsgebietes die Gefahr, dass 
für die Schaffung neuer Bauflächen Teile 
des Hafenbeckens zugeschüttet werden – 
das hätte die Zerstörung der  Lebensräume 
vieler Tiere zur Folge.

Darüber hinaus sollen ca. 40 Hektar Na-
turwaldfläche in Altenwerder-West für den 
Bau des olympischen Dorfs dem Erdboden 
gleichgemacht werden. Der Hamburgische 
Senat war trotz seiner Veröffentlichung des 

Olympisch anti-okologisch
Die Unmoglichkeit 

nachhaltiger 
olympischer Spiele

. .

. .
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Finanzplans bislang nicht gewillt, für die-
se Vorhaben Informationen bezüglich der 
Umweltbelastungen zu veröffentlichen. Ein 
Blick auf frühere Olympische Spiele zeigt 
jedenfalls, dass die Höhe der Kosten die 
Stadt dazu drängen wird, einen erheblichen 
Teil der Kosten auf den öffentlichen Sektor 
abzuwälzen und gleichzeitig Haushaltsmit-
tel aus anderen Bereichen – z.B. ökologi-
sche Förderprogramme – zu streichen, um 
die nötigen Gelder locker zu machen. Als 
besonders verlogen erweisen sich an dieser 
Stelle die Grünen, die Ende 2014 noch eine 
unabhängige Studie forderten, um „über 
die Chancen und Risiken“ der olympischen 
Spiele aufzuklären. Seit Beginn der Koali-
tion mit der SPD fungieren sie – insbeson-
dere der von ihnen gestellte Umweltsenator 
Jens Kerstan – als politische und ideologi-
sche PropagandistInnen des grün-etiket-
tierten olympischen (Alb-)Traums.

Dass dem Versprechen „klimaneutraler“ 
Spiele kein Glauben geschenkt werden 
kann, zeigt auch ein Blick auf die Olympi-
schen Spiele, die 2012 in London stattfan-
den. Die Stadt verfolgte ein ähnliches  Kon-
zept, war aber nicht dazu in der Lage, die 
eigenen Ziele und Versprechungen einzu-
halten. Das Londoner Organisationskomi-
tee (LOCOG) erstellte einen Katalog mit 76 

Vorhaben für die Durchführung nachhaltiger 
Spiele – lediglich die Hälfte dieser „grünen 
Maßnahmen“ wurden umgesetzt. Zudem 
errechnete das Komitee damals eine vor-
läufige CO2- Bilanz, die zu dem Schluss 
kam, dass die Stadt im Laufe der sieben 
Jahre andauernden Vorbereitungen etwa 
3,4 Millionen Tonnen CO2 ausstoßen werde.

Mit der Bewerbung um die olympischen 
Spiele erweist sich die Stadt Hamburg als 
williger Gehilfe,  die Profite des IOC und 
seinen Kooperationskonzernen zu sichern. 
Dem Willen, die olympischen Spiele so grün 
wie möglich zu gestalten, stehen die Bedin-
gungen der kapitalistischen Produktions-
verhältnisse gegenüber. Diese Verhältnisse 
sorgen auch unter grünem Vorzeichen für 
eine Fortsetzung der ökonomischen Aus-
beutung – auf der anderen Seite schaffen 
sie immer wieder neue ökologische Kri-
sen und Probleme. Das konsequente Ver-
schweigen der ökologischen Folgen des 
olympischen Mammutprojekts und die hoh-
len Phrasen nicht näher erläuterter „Nach-
haltigkeitsmaßnahmen“ seitens des Ham-
burger Senats zeigen in diese Richtung: 
Ein soziales und ökologisches Olympia ist 
für die Stadt Hamburg, den IOC und seine 
verbündeten Konzerne nicht von Interesse.
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Die Revolutionäre Linke Hamburg 
(RLH) ist ein Bündnis außerparlamenta-
rischer Organisationen und Einzelperso-
nen. Wir wollen gemeinsam eine politi-
sche Praxis entwickeln, die nicht nur auf 
Reformen im Hier und Jetzt, sondern auf 
einen revolutionären Bruch mit der kapi-
talistischen Gesellschaftsordnung abzielt.
Hamburg hat ein Projekt, das dieses Ziel in 
Wort und Tat verfolgt, bitter nötig. Die Wi-
dersprüche des Kapitalismus spitzen sich 
in der Hansestadt besonders zu. Beinahe 
17 Prozent ihrer BewohnerInnen leben in 
Armut – unter dem sozialdemokratischen 
Senat ist die Armutsquote bundesweit am 
stärksten gestiegen. Gleichzeitig leistet 
sich die Stadt mindestens 42.000 Millionä-
re. Um diese Polarisierung abzusichern, 
setzen Hamburgs KapitalistInnen zuneh-
mend auf prekäre Arbeitsverhältnisse: nir-
gendwo sonst in der Deutschland werden 
Leiharbeit, Zeitarbeit und geringfügige 
Beschäftigungsverhältnisse so intensiv 
als Mittel des Lohndumpings genutzt. Zu-
gleich verschärft die „weltoffene“ Metro-
pole nicht nur stetig ihre Abschiebepolitik, 
sondern ist auch Tor zur Welt des Krieges 
– und damit Lieferant immer neuer zwin-
gender Fluchtgründe. An den zahlreichen 
Bundeswehrstandorten der Stadt werden 
imperialistische Interventionen vorbereitet 
und neben zwei der größten Rüstungs-
schmieden der Welt beherbergt Hamburg 
über 120 Unternehmen, die ihr Geschäft 
mit Kriegsgerät machen.
Doch Hamburgs Eliten haben die Produk-
tion von Armut, Elend und Krieg weder für 
sich gepachtet noch sind diese Phänome-
ne ausschließlich Ergebnis einer falschen 

Senatspolitik. Wenn wir endgültig mit all 
diesen Problemen aufräumen wollen, 
müssen wir sie an der Wurzel anpacken − 
und die heißt Kapitalismus.
Die kapitalistische Gesellschaft ist eine 
Klassengesellschaft, in der nie die Befrie-
digung von Bedürfnissen von Menschen, 
Natur und Tieren im Vordergrund stehen 
wird, sondern immer Profitmaximierung. 
Die Gewinne, die sich in den Taschen der 
KapitalistInnen sammeln, fallen nicht ein-
fach vom Himmel, sondern sind Ergebnis 
ökonomischer Ausbeutung: Den  Arbei-
terInnen wird schlicht weniger bezahlt, 
als diese an Wert produzieren. Doch die 
Lohnsklaverei ist nicht das einzige not-
wendige Übel des Kapitalismus. Solange 
weltweit mit dem Zweck der Plusmache-
rei produziert wird, wird sich auch nicht 
grundsätzlich etwas an der ungleichen 
wirtschaftlichen und politischen Entwick-
lung ändern, von der die starken imperia-
listischen Zentren profitieren und für deren 
Aufrechterhaltung sie ständig neue Kriege 
anzetteln oder in Kauf nehmen. Unterneh-
men werden weiterhin davon profitieren, 
dass Frauen schlechter entlohnt- und 
dass MigrantInnen und ArbeiterInnen in 
sogenannten Billiglohnländern verschärft 
ausgebeutet werden. Es wird sich nichts 
daran ändern, dass die Herrschenden in 
Wirtschaft und Politik potenziell faschis-
tische Kräfte unterstützen, wenn sie ihre 
Machtstellung in Gefahr wähnen. Und 
es wird sich, solange die kapitalistische 
Wachstumslogik die Ökonomie bestimmt, 
auch nichts an der Zerstörung der Natur 
und der Ausbeutung der Tiere ändern.
Die herrschende Klasse und ihre Hand-

Revolutionare 
Linke 

Hamburg

. .
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langer im bürgerlichen Staat tun alles, 
um den Status Quo zu erhalten – sei es 
durch Gesetze, die die Rechte von Arbei-
terInnen einschränken oder durch direk-
te Repression gegen jene, die sich zur 
Wehr setzen. Zur Legitimierung der poli-
tisch-ökonomischen Ausbeutung und zur 
Absicherung ihrer Herrschaft setzen die 
bürgerlichen Eliten zudem auf den Kampf 
um die Herzen und Köpfe der Menschen. 
Sie haben ein direktes Interesse an ras-
sistischen Ideologien, die die Gründe für 
Armut und Ausbeutung verschleiern, an 
euphemistischer Medienberichterstattung 
über die imperialistische Außenpolitik der 
Bundesregierung, an bürgerlicher Kunst 
und Kultur und an systemkonformer Wis-
senschaft.
Um unser Ziel einer befreiten Gesellschaft 
erreichen zu können, setzen wir deshalb 
gleichzeitig an den konkreten Problemen 
an, mit denen wir vor Ort konfrontiert sind, 
und an ihren Ursachen – den politischen, 
ökonomischen und ideologischen Wider-
sprüchen des real existierenden Kapitalis-
mus. Unsere Forderungen besitzen immer 
einen Doppelcharakter: Wir wollen einer-
seits auf konkrete Verbesserungen für 
die Mehrheit im Hier und Jetzt hinwirken, 
um die Lage der lohnabhängig Bevölke-
rung und ihre Wehrhaftigkeit im Klassen-
kampf zu verbessern. Gleichzeitig wollen 
wir aufzeigen, dass nur eine befreite Ge-

sellschaft wirklich gerecht ist. Wir wollen 
Proteste organisieren, wenn die Bun-
desregierung Kriegsinterventionen plant 
oder durch den Einsatz diplomatischer, 
entwicklungspolitischer und anderer Mittel 
schwere Krisen verursacht. Gleichzeitig 
wissen wir: Solange wir nicht die dahin-
terstehenden imperialistischen Interessen 
analysieren, entlarven, theoretisch aufar-
beiten und politisch angreifen, werden wir 
keinen wahren Frieden erreichen. 
Da es in dieser Stadt bisher keine politi-
sche Kraft gibt, die es sich zur Aufgabe 
macht, die Interessen der Herrschenden 
an den neuralgischen Punkten anzugrei-
fen, sehen wir die Notwendigkeit für den 
Zusammenschluss der Revolutionären 
Linken Hamburg. Wir wollen uns in The-
orie und Praxis für Positionen einsetzen, 
die vom Gros der Linken links liegen ge-
lassen werden:

• Klassenkampf von unten,
• antiimperialistische Antikriegs- 
  und Migrationspolitik,
• revolutionärer Antifaschismus,
• proletarische Emanzipationspolitik,
• Befreiung von Mensch, Tier und Natur. 

Das Bündnis ist offen für alle, die sich in 
den umrissenen Standpunkten wieder-
finden, für sie politisch streiten und dafür 
in einer breiten antikapitalistischen Front 
kämpfen wollen.




